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ANZEIGE

Luzern will zum nationalen Vorreiter werden 
SozialeS Bei der sozialen 
Sicherheit sind neue Ideen  
und neue Lösungen gefragt. 
Luzern will dabei Pionierarbeit 
leisten. 

Da haben gar Zentren wie Zürich und 
Bern das Nachsehen. Keine andere 
Schweizer Stadt zählt mehr Arbeitsstel-
len im Bereich der Sozialversicherungen 
wie Luzern. Laut den aktuellsten Daten 
sind es weit über 2700. In Zürich sind 
es fast 1000 Arbeitsplätze weniger, in 
Bern gar 1300. 

Das kommt nicht von ungefähr. Lu-
zern vereint sehr viel Know-how in 
diesem Bereich. In der Stadt an der 
Reuss sind nicht nur die beiden grossen 
nationalen Krankenversicherer CSS und 
Concordia beheimatet, sondern auch 
der Verband der kleinen und mittleren 
Krankenversicherer. Die Hochschule für 
Soziale Arbeit und die Hochschule für 
Wirtschaft bieten Weiterbildungen auf 
diesem Gebiet an. Dazu kommt der 
Hauptsitz der Suva, die beiden sozial-
rechtlichen Abteilungen des Bundes-
gerichts sowie der Lehrstuhl für Sozial-
versicherungs- und Arbeitsrecht der 
Universität Luzern. Die Universität Lu-
zern ihrerseits kooperiert mit dem 
Schweizerischen Paraplegiker-Zentrum 
in Nottwil für Forschungen.

Daraus soll nun mehr Kapital ge-
schlagen werden. Das Ziel dabei ist 
äusserst ambitiös. «Wenn es um wich-
tige Fragen im Gesundheits- und Sozial-
wesen geht, soll man um Luzern nicht 

mehr herumkommen. Wir wollen 
zur Hauptstadt der Sozialver-
sicherungen werden», sagt 
Hannes Blatter. Der 42-jährige 
Politologe ist seit April dieses 
Jahres Geschäftsführer des Lu-
zerner Sozialforums. Dem Fo-
rum haben sich alle grossen 
Akteure im Bereich der Sozial-
versicherungen in der Region 

vereint. Unterstützt wird das Fo-
rum von Kanton und Stadt 

Luzern. Das Luzerner Sozial-
forum will sich nicht als neue 
Lobby-Organisation verstan-
den wissen. Auf einen klassi-
schen Positionsbezug bei strit-

tigen Fragen wird verzichtet 
– ganz bewusst. «Dafür sind wir 

zu breit aufgestellt. Zudem kön-
nen wir auf diese Weise ver-

meiden, dass wir instru-
mentalisiert werden», 

sagt Hannes Blatter. 

lösungen statt 
Visionen 

Damit das Vor-
haben zum Erfolg 
wird, strebt er be-
reits Umsetzungs-
vorschläge an. 
Hannes Blatter: 
«Wir müssen 
nicht neue Visio-
nen im Gesund-
heits- und Sozial-
wesen entwi-
ckeln. Davon gibt 
es schon genug. 
Woran es aber 

mangelt, sind 
konkrete Lö-
sungsvor-
schläge, quasi 
Forschung 
und Entwick-

lung in der 
Umsetzung», 

betont er und fügt als 
Beispiel die Diskus-

sion rund um soge-

nannte schwarze Listen für säumige 
Prämienzahler an. «Die Idee für eine 
solche Liste steht schon seit längerer 
Zeit im Raum. Jetzt steht die Umsetzung 
an. Hier kann das Forum mit einer 
aktiven Vernetzung zu guten Lösungen 
beitragen, die dann Ausstrahlung auf 
die ganze Schweiz haben», sagt Hannes 
Blatter. 

Sich ins Gespräch bringen
Um national überhaupt wahrgenom-

men zu werden, will sich das Luzerner 
Sozialforum über diverse Veranstaltun-
gen ins Gespräch bringen. Am 22. No-
vember führt es im Verkehrshaus der 
Schweiz einen nationalen Kongress zur 
Zukunft der Schweizer Sozialpolitik 
durch, der sich in erster Linie an Fach- 
und Führungskräfte aus Politik, Wirt-
schaft und Wissenschaft sowie an Mit-
arbeiter von öffentlichen und privaten 
Institutionen von Bund und Kantonen 
richtet. Am 30. Januar 2013 findet dann 
eine öffentliche Podiumsveranstaltung 
mit Preisüberwacher Stefan Meierhans 
zum Thema ein Jahr neue Spitalfinan-
zierung statt. 

Das Luzerner Sozialforum geniesst 
bei lokalen Politikern sehr viel Good-
will. Der Luzerner Regierungsrat Guido 
Graf beispielsweise sieht in dem Forum 
eine ideale Ergänzung zur Strategie des 
Kantons: der gezielten Förderung des 
Wissens- und Leistungstransfers. Der 
Luzerner CVP-Ständerat Konrad Graber 
erhofft sich von den Tätigkeiten des 
Forums gar einen klaren Profit: «Der 
Platz Luzern verfügt bereits heute über 
zahlreiche prominente Firmen im Be-
reich Gesundheit und Sozialversiche-
rung. Diese gute Ausgangslage müssen 

wir nutzen für neue Ansiedlungen und 
Arbeitsplätze. Das Luzerner Sozialfo-
rum kann da einen wertvollen Beitrag 
leisten.» 

DomINIk BuhoLZEr 
dominik.buholzer@luzernerzeitung.ch

HINWEIS
 Auf www.luzerner-forum.ch gibt es weitere 
Informationen zu den Zielen und den Anlässen des 
Luzerner Sozialforums. 

Muslime-Parlament kommt nicht voran
ReliGionen Die Schweizer 
muslime wollen ein eigenes 
Parlament. Die umsetzung  
hat ihre Tücken. Nun soll  
die universität Luzern helfen.

chrISToPh rEIchmuTh
christoph.reichmuth@luzernerzeitung.ch

Das Projekt für eine repräsentative 
Glaubensgemeinde der Muslime in der 
Schweiz – «Umma Schweiz» – verzögert 
sich. Ursprünglich sollte bereits in diesem 
Herbst in Basel-Stadt eine Art Testwahl 
durchgeführt werden. Ziel des Parla-
ments ist es, den rund 400 000 Muslimen 
in der Schweiz eine Stimme zu geben. 
Es hätte die Arbeit im kommenden Früh-
jahr aufnehmen sollen. Doch ob und 
wann das selbst bei Muslimen umstrit-
tene Parlament überhaupt zu Stande 
kommen wird, ist noch immer unklar.

luzern soll Machbarkeit prüfen
Sicher ist, dass das erst im vorigen Jahr 

gegründete Zentrum für Religionsver-
fassungsrecht an der Universität Luzern 
Ende dieser Woche angefragt worden ist, 
die Machbarkeit eines solchen Parlaments 
– vergleichbar mit der Synode einer 
Landeskirche – mittels Gutachten auszu-
loten. Das bestätigt Adrian Loretan, Co-
Direktor des Zentrums an der Universität 
Luzern, gegenüber der «Zentralschweiz 
am Sonntag». Loretan geht davon aus, 
dass die Ausarbeitung eines solchen Gut-
achtens, das kirchen- und staatsrechtliche 
Fragen klären soll, mindestens ein Jahr 
dauern wird – wodurch sich das Projekt 
wohl bis 2014 hinauszögern dürfte. Das 
Gutachten wurde von den beiden wich-
tigsten muslimischen Nationalverbänden 
– Koordination Islamischer Organisatio-
nen der Schweiz (KIOS) und Föderation 
Islamischer Dachorganisationen der 
Schweiz (FIDS) – in Auftrag gegeben. Laut 
Loretan hätten die Gespräche erst be-
gonnen. Es gehe nun darum, aufzuzeigen, 
«wie sich die neuen Religionen in der 
Schweiz auf Grundlage des direkt-demo-
kratischen Systems bewegen können».

Konform mit 26 Verfassungen
Laut Farhad Afshar, Präsident von 

KIOS, soll auf Grundlage des Rechtsgut-
achtens später ein Statut für die islami-
sche Glaubensgemeinschaft ausgearbei-
tet werden. «Es muss den Verfassungen 
der 26 Kantone entsprechen, das kann 

natürlich dauern», betont der 70-jährige 
Soziologe und gebürtige Iraner. Sämtliche 
zirka 300 islamische Vereinigungen hier-
zulande könnten zu dem Statut in einer 
Vernehmlassung Stellung beziehen. Erst 
danach sollen laut Afshar die «Delegier-
ten für die drei Ebenen Gemeinde, Kan-
ton und Bund demokratisch gewählt 
werden». Das Muslim-Parlament soll 
nach seiner Gründung unter anderem 
auch zu aktuellen politischen und ge-
sellschaftlichen Fragen in der Schweiz 
Stellung beziehen, so Afshar. So könnten 
sich die Muslime etwa bei strittigen 
Fragen wie Schwimmunterricht in Schu-
len oder das Tragen von Kopftüchern in 
mögliche Debatten einbringen.

Nicht in die Projektierung integriert ist 
der Islamische Zentralrat Schweiz (IZRS) 
rund um ihren umstrittenen, zum Islam 
konvertierten Präsidenten Nicolas Blan-
cho. Der IZRS, der wegen seiner radika-
len Auslegung des Islams 2010 und 2011 
unter Beobachtung des Nachrichten-
dienstes des Bundes stand, zählt Schät-
zungen zufolge rund 1000 Mitglieder. Der 
IZRS geht auf Distanz zum Projekt der 
Nationalverbände. Sprecher Abdel Azziz 
Qaasim Illi betont, dass seine Organisa-
tion die Schaffung einer «Umma Schweiz» 
für unnötig hält. «Aus unserer Sicht 
dürfte der Aufbau eines solchen Parallel-
parlaments die Schweizer Bevölkerung 
provozieren.» Zudem sei die Struktur der 
hier lebenden Muslime zu heterogen. Illi 
spricht auf die rund 300 ethnisch-kultu-
rell verwurzelten islamischen Vereinigun-
gen in der Schweiz an, die den Islam 
teilweise verschieden definierten – Tür-
ken, Bosnier oder Albaner, Pakistani oder 
Iraker. Illi ist überzeugt: «Es fehlt am 
Willen, ein solches Parlament zu schaffen. 
Ich denke, das Projekt wird versanden.»

Ringen um die Vormachtstellung
Der wahre Grund für die ablehnende 

Haltung des IZRS der Idee gegenüber 
ortet der Religionswissenschaftler von 
der Universität Luzern, Samuel Behloul, 
in der Absicht des Zentralrates, «für die 
zukünftigen Generationen der Muslime 
in der Schweiz sprechen zu können». 
Laut Behloul fände zwischen dem Zen-
tralrat und den nationalen Muslimver-
bänden ein Ringen statt, wer die Stim-
me für die hiesigen Muslime erheben 
könne. Der 2009 gegründete IZRS ver-
liere indes an Bedeutung. Behloul 
spricht von internen Machtkämpfen im 
Zentralrat. Allerdings repräsentieren 
auch die beiden Nationalverbände nicht 
die offizielle Mehrheit der 400 000 
Schweizer Muslime. Nach Präsident 

Afshar sind nur 5 Prozent der Muslime 
in der Schweiz überhaupt organisiert. 
Der KIOS vertritt also höchstens 20 000 
Muslime. Die FIDS bildet das Dach für 
zehn kantonale islamische Organisatio-
nen. Behloul ist nicht zuletzt deshalb für 
die «Umma Schweiz» skeptisch. Die Mus-
lime seien kaum organisiert und hätten 
unterschiedliche Hintergründe: «Das Pro-
jekt kommt etwas zu früh.»

Der Kirchenrechtler Urs Brosi lobt das 
Vorhaben: «Die Schweiz hätte dank dem 
Parlament einen offiziellen Ansprech-
partner mit einer gewissen Legitimation 
der hier lebenden Muslime.» Die von 
den Muslimen angestrebte Anerkennung 
als Religionsgemeinschaft könne aller-
dings nur auf Kantonsebene erfolgen. 
Und hier seien je nach Kanton sehr 
unterschiedliche Voraussetzungen ge-
geben, gibt Brosi zu bedenken.

Schweizer Muslime bei einem Gebet am «Tag 
gegen Rassismus» auf dem Bundesplatz in Bern.

  Keystone/Peter Schneider

Hannes Blatter. 
Bild Eveline Beerkircher

Für muslime  
aus 120 Nationen
«UMMa Schweiz» red. Die Islami-

schen Nationalverbände streben 
laut Farhad Afshar den Aufbau 
einer demokratisch legitimierten 
Islamischen Glaubensgemeinde der 
Schweiz an, die alle Muslime re-
präsentiert. Afshar skizziert die 
«Umma Schweiz» wie folgt:

 " Die Islamische Glaubensgemein-
de soll eine öffentlich-rechtlich 
verfasste Gemeinschaft der Mus-
lime sein. Sie soll alle Muslime 
repräsentieren, unberücksichtigt 
von Herkunft, Geschlecht, Spra-
che, Ethnie oder Kultur und ihrer 
Interpretation vom Islam. In der 
Schweiz leben Muslime aus über 
120 Nationen.

 " Die Organisation soll föderal 
auf den Ebenen der Gemeinden, 
Kantone und des Bundes präsent 
sein. Die Delegierten sollen pari-
tätisch nach Geschlecht und der 
demographischen Struktur in ge-
heimen und demokratischen 
Wahlen gewählt werden, analog 
einer Synode.

 " Das Vermögen der Gemein-
schaft soll in eine schweizerische 
religiöse Stiftung unter Kontrolle 
der Stiftungsaufsicht eingebracht 
werden und dazu dienen, karita-
tive und soziale Aufgaben zu fi-
nanzieren. 
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SUBARU
4x4.XV

Der Crossover von Subaru. Ab Fr. 25’900.–. Mit 
Symmetrical AWD. 114 bis 150 PS. Auch als Auto-
mat mit LineartronicTM CVT. Auch mit SUBARU 
BOXER DIESEL. 

Abgebildetes Modell: XV 1.6i AWD Swiss one, man., 
Energieeffi zienz-Kategorie C, CO2 151 g/km, Ver-
brauch gesamt 6,5 l/100 km, Fr. 25’900.–. Durch-
schnitt aller in der Schweiz verkauften Neuwagen-
modelle (markenüber greifend): 159 g/km.
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